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füllten Elektrokochtopf in Betrieb. Als das Wasser kochte, 
er aber keinen Kaffee gefunden hatte, zog er den Stecker 
der Geräteschnur aus der Steckdose. Er vermutete, daß im 
Schlafzimmer die Geschädigte mit dem Zeugen G. Ge­
schlechtsverkehr durchführte. Eifersüchtig und wütend trat 
er die Tür ein und beschimpfte die Zeugin mit beleidigenden 
Worten. Er entschloß sich, die Geschädigte zu bestrafen, in­
dem er sie mit dem im Elektrokochtopf befindlichen Wasser, 
begießt.

Inzwischen folgte die Geschädigte — mit einem Bademan­
tel bekleidet — dem Angeklagten in die Küche. Als sie seine 
Absicht erkannte, lief sie zurück in das Schlafzimmer. Dort 
erfaßte sie der Angeklagte und goß ihr das heiße Wasser über 
den Körper. Vor Schmerzen und aus Angst sprang die Ge­
schädigte aus dem Fenster ihrer im Erdgeschoß gelegenen 
Wohnung. Sie wurde von einem Mieter in das Krankenhaus 
gefahren. Der Angeklagte verließ, ohne sich um die Geschä­
digte zu kümmern, die Wohnung. Den Wohnungsschlüssel 
nahm er mit. Die Zeit vom Abschalten des Kochers bis zur 
Tathandlung schätzte der Angeklagte auf 5 bis 10 Minuten 
ein.

Die Geschädigte erlitt Verbrühungen vorwiegend am 
Rücken, von der Nackenhaarregion bis zur rechten Gesäß­
hälfte reichend, und am gesamten rechten Oberarm, insge­
samt etwa 25 bis 30 Prozent der Körperoberfläche. Infolge 
dieser Verletzungen befand sie sich zum Zeitpunkt der Ein­
lieferung ins Krankenhaus im Zustand einer schockbedingten 
Lebensgefahr. Als Folgeschäden liegen neben Beschwerden 
auf einem ausgedehnten Bezirk intensiver Hautrötungen 
durch Hyperpigmentierung und zahlreicher oberflächlicher 
Narben — als Folge von Oberhautverlusten — erhebliche und 
dauernde Entstellungen im Sinne der schweren Körperver­
letzung gemäß § 116 Abs. 1 StGB vor. Dies ergab die Nach­
begutachtung der Geschädigten.

Nach der Tat hielt sich der Angeklagte in Gaststätten und 
bei Bekannten auf. Gegen 2 Uhr des 17. Februar 1986 suchte 
er erneut die Wohnung der Geschädigten auf. Da er Gegen­
stände sah, die er während der Lebensgemeinschaft mit der 
Geschädigten gekauft hatte, geriet er erneut in Wut. Er zün­
dete einen Anorak an und steckte ihn brennend in einen 
Kleiderschrank. Danach verschloß er die Wohnung und ver­
ließ das Wohnhaus. Den Brand konnte die Feuerwehr löschen, 
bevor er sich auf alle Zimmer der Wohnung ausgebreitet 
hatte.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisge­
richt den Angeklagten wegen schwerer Körperverletzung so­
wie wegen vosätzlicher Brandstiftung (Verbrechen gemäß 
§§ 115 Abs. 1, 116 Abs. 1, 185 Abs. 1, 63 Abs. 2 StGB) zu einer 
Freiheitsstrafe von vier Jahren. Weiterhin wurde der An­
geklagte zur Leistung von Schadenersatz verurteilt.

Gegen diese Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich 
der zuungunsten des Angeklagten gestellte Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts. Mit ihm werden die 
Verletzung des Gesetzes durch fehlerhafte Nichtanwendung 
des Tatbestands der schweren'Körperverletzung gemäß §116 
Abs. 2 StGB und ein gröblich unrichtiger Strafausspruch ge­
rügt (§ 311 Abs. 1 und* 2 Ziff. 1 und 2 StPO).

Der Antrag ist begründet.

Aus der Begründung:
Bei der rechtlichen Beurteilung des Handelns des Angeklag­
ten ist das Kreisgericht zunächst zutreffend zu der Feststel­
lung gelangt, daß er durch das Übergießen mit dem kochen­
den Wasser die Geschädigte absichtlich an der Gesundheit 
geschädigt und damit den Tatbestand der vorsätzlichen Kör­
perverletzung gemäß § 115 Abs. 1 StGB erfüllt hat. Richtig 
wurde auch auf der Grundlage des Beweisergebnisses festge­
stellt, daß der Angeklagte durch die vorsätzliche Körperver­
letzung eine lebensgefährliche Gesundheitsschädigung sowie 
eine erhebliche und dauernde Entstellung der Geschädigten 
im Sinne des § 116 Abs. 1 StGB verursachte. Der Auffassung 
des Kreisgerichts, der Angeklagte habe diese schweren Folgen 
nur fahrlässig herbeigeführt, kann jedoch nicht gefolgt wer­
den.

Abgesehen davon, daß das Kreisgericht seine Rechtsauf­
fassung nicht begründet hat, ist diese mit den Schlußfolge­
rungen, die sich aus den objektiven und subjektiven Tatum­
ständen ergeben, nicht in Übereinstimmung zu bringen. Diese 
führen eindeutig zu der Feststellung, daß der Angeklagte die 
schweren Folgen bedingt vorsätzlich (§ 6 Abs. 2 StGB) herbei­
geführt und daher den Tatbestand der schweren Körperver­
letzung gemäß § 116 Abs. 2 StGB erfüllt hat.

Zutreffend ist, daß der Angeklagte bei seinem Handeln den

Eintritt schwerer Verletzungen nicht anstrebte. Er wußte'je­
doch, daß das Wasser noch kurze Zeit vor der Tat kochte. Auf 
Grund der Tatsache, daß er den Elektrokochtopf vor dem Er­
hitzen mit Wasser füllte, war ihm bekannt, daß sich in dem 
Topf eine erhebliche Menge sehr heißen Wassers befand, das 
noch dampfte. Dennoch faßte er aus Wut und Eifersucht den 
Entschluß, die Geschädigte mit diesem Wasser zu begießen. 
Sein Vorhaben hat er, wie die festgestellte Art und Weise der 
Tatbegehung zeigt, auch verwirklicht. In Kenntnis der kurzen 
Zeit zwischen dem Abschalten des Kochers bis zum Tatzeit­
punkt mußte der Angeklagte davon ausgehen, daß das Wasser 
noch so heiß ist, daß es beim Auftreffen auf den menschli­
chen Körper schwere Verbrühungen herbeiführt. Dem Ange­
klagten war auch bekannt, daß bei umfangreichen Verbren­
nungen sowohl lebensgefährliche Gesundheitsschädigungen 
als auch eine erhebliche oder dauernde Entstellung eintreten 
können. Ein erwachsener Mensch wie der Angeklagte besitzt 
diese Lebenserfahrung und ein entsprechendes Wissen; Fak­
toren, die dagegen sprechen, liegen nicht vor. Die Möglichkeit 
des Eintritts derartiger Folgen braucht daher auch nicht mehr 
im einzelnen durchdacht zu werden. Wenn der Angeklagte 
sich unter den dargelegten Umständen zu solch gefährlichem 
Vorgehen entscheidet, ist davon auszugehen, daß er sich bei 
der Entscheidung zum Handeln mit dem Eintritt bestimmter 
schwerer Verletzungen bewußt abfand (§ 6 Abs. 2 StGB), auch 
wenn er diese nicht direkt anstrebte.

Die objektiven und subjektiven Umstände der Tat lassen 
keinen Raum für die Annahme, daß der Angeklagte den Ein­
tritt schwerer Folgen vermeiden wollte. Das Kreisgericht hätte 
deshalb die Tat des Angeklagten als schwere Körperverlet­
zung gemäß § 116 Abs. 1 und 2 StGB beurteilen müssen.

Aus der dargelegten rechtlichen Beurteilung folgt, daß das 
kreisgerichtliche Urteil auch im Strafausspruch gröblich un­
richtig ist. Die Tatsache, daß die schweren Verletzungen der 
Geschädigten im Sinne des § 116 Abs. І StGB vorsätzlich her­
beigeführt wurden, hat Auswirkungen auf den Grad der 
Schuld des Angeklagten. Sein verantwortungsloses Handeln 
ist weitaus schwerwiegender als bei einer fahrlässigen Her­
beiführung der Folgen. Zu berücksichtigen ist außerdem, daß 
der Angeklagte durch seine außerordentlich gefährliche Tat 
nicht nur die erhebliche und dauernde Entstellung, sondern 
auch eine lebensgefährliche Gesundheitsschädigung der Ge­
schädigten im Sinne des § 116 Abs. 1 StGB vorsätzlich verur­
sacht hat. Dementsprechend erhöht sich die Schwere des Ver­
brechens beträchtlich.

Schuldmindernde Umstände liegen weder in bezug auf das 
schwere Körperverletzungsdelikt noch hinsichtlich des dar­
über hinaus von ihm begangenen Verbrechens der vorsätzli­
chen Brandstiftung gemäß § 185 Abs. 1 StGB vor.

Die Schwere des gesamten strafbaren Verhaltens erfordert 
den Ausspruch einer Freiheitsstrafe, die bei fünf Jahren und 
sechs Monaten liegen sollte.

§§ 36, 115 Abs. 1 StGB; §§ 270, 271 StPO.
1. Zu den Voraussetzungen, mittels Strafbefehl über eine vor­
sätzliche Körperverletzung zu entscheiden.
2. Zur Differenzierung der Geldstrafenhöhe bei nicht schwer­
wiegenden vorsätzlichen Körperverletzungen.
OG, Urteil vom 19. Dezember 1986 — 5 OSK 9/86. .

Der Beschuldigte hatte als Brigadier und Gabelstaplerfahrer 
mit dem Zeugen P. und weiteren Kollektivmitgliedern Ent­
ladearbeiten durchzuführen. Während des Ausladens der 
Waggons kam es zu einer Auseinandersetzung zwischen dem 
Beschuldigten und dem Zeugen P. über die Durchführung 
der Entladearbeiten, in deren Verlauf der Beschuldigte in 
den Waggon stieg und dem Zeugen einen Faustschlag in das 
Gesicht versetzte, so daß dieser stürzte und sich Blutergüsse 
an der linken Schulter und an der rechten Hand zuzog.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht gegen 
den Beschuldigten wegen vorsätzlicher Körperverletzung 
(Vergehen gemäß § 115 Abs. 1 StGB) mit Strafbefehl eine 
Geldstrafe in Höhe von 1 000 M ausgesprochen und ihm den 
Ersatz des verursachten Schadens auferlegt.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der zugunsten des 
Angeklagten gestellte Kassationsantrag, mit dem Verletzung 
des Gesetzes durch ungenügende Sachaufklärung und grob-


